
Stadt Rüthen

Begründung zum Bebauungsplan Nr. 9, Kallenhardt-Heide
(einfacher Bebauungsplan, § 30 (2) BauGB)
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1. Anlaß und Ziele für die Aufstellung des Bebauungsplanes

Die Stadtvertretungder Stadt Rüthen hat in der Sitzungam 01.10.92beschlossen,einen ein-
fachen Bebauungsplangern. § 30 (2) BauGB für die OrtschaftKallenhardt-Heideaufzustel-
len.

Ziel der Bebauungsplanaufstellungist die SchaffungeindeutigerplanungsrechtlicherVoraus-
setzungen für die Bebauung größererBaulückensowieeinerpotentiellenBauflächeam Orts-
rand." "

2. Umgrenzung des Plangebietes/Situationim Plangebiet

Der Geltungsbereich des einfachenBebauungsplanesurnfaßt den Bestand des Siedlungs-
schwerpunktes von Kallenhardt-Heidemit Ausnahme der vereinzelt östlich der Provinzial-
straße gelegenen Gebäude unterBerücksichtigungder geplantenBauflächenerweiterungund
einer aus landschaftsgestalterischenGründen dringend erforderlichenOrtsrandeingrünung.
Das Plangebiet ist westlich der Provinzialstraßenahezu vollständigbebaut.Entlang der Stra-
ße Obere Heide sind beidseitig einzelne Einfamilienhäuserentstanden.Am Heideweg sind
giebelständige Einzelhäuservorhanden.Die Freiflächen.insbesonderezwischen der Provin-
zialstraße und der Straße ObereHeide werden z.T. gärtnerischgenutzt und liegen ansonsten
brach. Das Geländefällt in West-lOst-Richtungleichtab.

Das Plangebiet urnfaßt die Flurstücke Gemarkung Kallenhardt, Flur 6, Flurstücke 871,' 872
teilweise,488, 827, 828, 72, 408, 409,96/1,550, 551, 536, 91/1, 300, 299, 929, 927, 928,
870,924,527,88,87,86., 106/1,837,861,834, 873, 874,491 teilweise, 862,392; 395,303,
839, 840, 540, 81,305, 925, 504,201, 743, 744, 745, 297, 296, 295,537, 883 teilweise, 502
teilweise, 503,402,403,407,294,210 teilweise, 284, 75/1.

3. Bestehendes Planungsrecht

Ein Teil der Ortschaft Kallenhardt-Heideist im Flächennutzungsplander Stadt Rüthen als
Sondergebiet der ZweckbestimmungPensionenund Gaststättendargestellt..Bereitsbebaute
Grundstücke insbesonderewestlichderStraße Obere Heide liegen innerhalbals Flächen für
die LandwirtschaftdargestelltenBereichen.Um demEntwicklungsgebotdes § 8 (2) BauGB
zu genügen, wird im Parallelverfahrenzu diesem Bebauungsplandie 7. Änderung des Flä-

. chennutzungsplanes betrieben. Bei dieser Flächennutzungsplanänderungsoll entsprechend
dem Bestand auch eine Änderungder Art derbaulichenNutzung in Wohnbauflächeerfolgen.

Ein Bebauungsplanoder eineSatzungnach § 34 BauGBbestehenfür das Plangebietnicht.



4. Planungskonzept

Die Plammg beabsichtigt vorrangig die Abgrenzung des Baulandes vom Außenbereich.
Damit soll eine Rechtssicherheitfür die Erteilungvon Baugenehmigungenin bislang proble-
matischenBereichenerreichtwerden.

Da die Erschließungder potentielIenBaugrundstückegesichertist, wird von den Möglichkei-
ten des § 30 (2) BauGB Gebrauch gemacht und auf die AufsteIIungeines qualifiziertenBe-
bauungsplanesverzichtet.Regel~gsbedürfuis wird lediglichfür die zulässige Art der bauli-
chenNutzung, dieBauweiseund einelandschaftsgerechteOrtsrandeingrununggesehen.

5. Art der baulichen Nutzung

(,

Die Art derbaulichenNutzung, mit AusnahmeeinerFlächeim Norden des Plangebieteswird
als AllgemeinesWalmgebiet(WA-Gebiet)festgesetzt.Diese Festsetzung ist am Bestand ori-
entiert,widersprichtjedoch der DarsteIIungdes Flächennutzungsplanes,der für Kallenhardt-
Heide eine Sonderbauflächeder ZweckbestimmungPensionenund Gaststätten darstellt. Die
DarsteIIungwird im Rahmen der parallel aufgestellten Flächennutzungsplanänderungin
Wohnbauflächegeändert, so daß das Entwicklungs&ebotgemäß § 8 (2) BauGB beachtet ist.
Um die Lage Kallenhardt-Heidesals Ferienstandort weiterhin zu erhalten und zu fOrdern,
sind die unter § 4 (3) Nr. 1 BauNVO aufgeführtenBetriebe des Beherbergungsgewerbesall-
gemeinzulässiggemäß § 1 (6) BauNVO. Zur Unterstützungdes angestrebtenOrtscharakters
als Wolm-:-undFerienortsind die Ausnahmendes § 4 (3) Nr. 3,4 u. 5 BauNVO (Anlagenfür
Verwaltungen,Gartenbaubetriebeund Tankstellen)sowie die unter § 4 (2) Nr. 3 aufgeführ-
ten Anlagenfür kirchliche,kulturelle, soziale, gesundheitlicheund sportliche Zwecke nicht
zulässiggemäß § 1 (5) und (6) BauNVO. Sonstigenicht störende Gewerbegebietegern. § 4
(3)Nr. 2 BauNVO könnenausnahmsweisezugelassenwerden.

Mit der Beschränkungder Anzahl von Wolmungenin Wohngebäuden soll zum einen der
durch Einfamilienhäusergeprägte Ortscharaktererhaltenbleiben, zum anderen wird so ein
für die Ortschaftals Ferienort übermäßigesVerkehrsaufkommenmit den negativen Auswir-
kungenLärm und Abgasevermieden.

Für die im Plangebiet liegenden landwirtschaftlichenHofsteIlenund den Holzlagerplatz er-
folgenFestsetzungen gern. § 1 (10) BauNVO, die diese Betriebe in ihrem Bestand sichern
sollen.Nutzungsänderungenin andere Nutzungen als der festgesetzte Nutzungskatalog für
die WA-Gebietesindjedoch ausgeschlossen,um andereggf. immissionsträchtigeNutzungen
vonvornhereinzu unterbinden.

Von den mit dieser Festsetzung gekennzeiclmetenlandwirtschaftlichenHofstellen ist eine
viehlos;die Flächen sind langfristigverpachtet. Auf der zweiten Hofstelle werden z.Zt. 12
MilchkUhegehalten. Die Immissionsproblematikwurde im Aufstellungsverfahrendes Be-
bauungsplanesausführlich mit der LandwirtschaftskammerWestfalen-Lippeund dem Ge-
werbeaufsichtsamtSoest erörtert. Bedenken gegen die Überplanung des Gebietes als WA-
Gebiet wurden nicht geäußert; seitens der Landwirtschaftskammerwurde lediglich auf ggf.
mÖglicheGeruchsbelästigungenauch durch eine 500 m entfernt liegende Hofstelle hinge-
wiesen.Da die Grundstückeinnerhalbdes Plangebietesbereits größtenteilsvorwiegendmit
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Wohnhäusern bebaut sind und somit durch den Bebauungsplan ermöglichte heranrückende

Bebauung nicht besteht, kann von zukünftigen Konflikten nicht ausgegangen werden. Aus-
drücklich soll hier nochmals mlf ggf mögliche Geruchsbelästigungen hingewiesen werden.

Der im Plangebiet liegendeHolzlagerplatzwird von der Firma Risse genutzt, die ein außer-
halb des Plangebietes liegendes Sägewerk betreibt. Die hieraus ggf resultierendenImmis-
sionen wurden imRalunen der Planaufstellung eingehend mit dem Gewerbeaufsichtsamt
Soest diskutiert.Außerdemwurden Auskünftebei der betreibendenFirma eingeholt.Die auf
dem Lagerplatz lagerndenHölzvorrätewerdenje nach Bedarf dem naheliegendenSägewerk
zugeführt.Eine Intensivierungder gewerblichenNutzung ist nichtvorgesehen.Aufgrundder
in unmittelbarerNähe bereits vorhandenenWohnnutzungist eine uneingeschränktgewerbli-
che Nutzung dieses Grundstückes auch zur Zeit nicht möglich. Seitens des Gewerbeauf-
sichtsamteswerden dementsprechendkeineBedenkenhinsichtlichder Überplanung als WA-
Gebiet geäußert. Bezüglich des außerhalb des Plangebietesliegenden Sägewerks ist auszu-
führen, daß der Bebauungsplan keine heranrückende Wohnbebauung ermöglicht, da die
nächstgelegenenGrundstückebereitsmit Wohnhäusernbebaut sind oder anderweitigbaulich
genutzt sind (Stellplätze).Der Gebietscharakterin diesemBereichentsprichtbereits eindeutig
einem AllgemeinenWohngebiet mit Tendenz eher in Richtung Reines Wohngebiet denn
Dorf- oder Mischgebiet.hn Flächennutzungsplanwar Kallenhardt-Heidevor der Planände-
rung als Sonderbauflächemit der ZweckbestimmungPensionen/Gaststättendargestellt,wor-
aus sich ebenfallsein erheblichesRuhebedürfnisherleitenließ. Mit der Aufstellungdes Be-

bauungsplanesund einer BaugebietsfestsetzungWA-Gebiet tritt eine Verschlechterung der
Situationfür das Sägewerkdemnachnicht ein. AktiveSchallschutzmaßnahmenin Form von
Verwallungen oder Lärmschutzwändensind aus ortsgesstalterischenGründen im übrigen
nicht möglich, die Festsetzung von passiven Schallschutzmaßnahmenfür schon bestehende
Bebauungist ebenfallsnichtwirkungsvoll.

hn Norden des Plangebietes liegt eine Gaststätte, für die konkrete Erweiterungsabsichten zu
einem Beherbergungsbetrieb mit ansprechenden Nebenanlagen (Kegelbahn etc.) bestehen.
Diese Gaststätte hat bereits heute als bekanntes. Ausflugslokal einen Namen über Kallen-
hardt-Heide hinaus. Die Lage dieser Gaststätte am nördlichen Ortseingang Kallenhardt-Hei-
des mit direktem Anschluß an das beschilderte Wanderwegnetz ist städtebaulich als sehr

günstig anzusehen. Diesen besonderen städtebaulichen Umständen wird durch eine Festset-
zung gern. § 9 (1) Nr. 9 BauGB Rechnung getragen. Der für diese Fläche aufgenommene
Nutzungskatalog ermöglicht die Fortführung des Ausflugslokals mit den angestrebten Erwei-
terungsabsichten.

6. Bauweise,überbaubare Grundstücksfläche

In den WA-Gebieten soll die Bauweise mit einer Einzelhausbebauungentsprechend dem
Bestand erfolgen. Reihen- oder Doppelhäuser sind nicht typisch und würden dem Ortsbild
zuwiderlaufen.Regelungsbedarffür die Anordnung der Bauflächen wird lediglich am Hei-
deweg zur Unterstützung des dort vorhandenenSiedlungshauscharaktersgesehen. Hier soll
die durch Baugrenzen festgesetzte überbaubare Fläche einen einheitlichenAbstand der Ge-
bäude zum Fahrbahnrandsicherstellen.In den übrigenBereichenrichtet sich die Anordnung
derBaukörpernach § 34 BauGB.
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7. Belangedes Landschaftsschutzes

Vorrangiges Ziel-der Grünplanung ist die Schaffung eines einheitlichen begrünten Ortsran-
des. Hierzu wird eine Festsetzung zur Entwicklung von Natur und Landschaft getroffen, die
sich an z.T. noch vorhandenen Strukturen (Obstwiesen) orientiert. Für die Realisierung wird

die Möglichkeit der Übergabe dieser Flächen in städtischen Besitz im Wege freier Vereinba-
rungen gesehen. Die Pflege der Flächen könnte dann ggf. Z.B. in Verbindung mit Pachtver-
hältnissen an die angrenzenden Grundstückseigentümer oder andere Interessenten übergeben
werden.

Als weitere Grünfestsetzungen ist eine Hausgartenfläche zwischen Provinzialstraße und der
Straße Obere Heide im Bebauungsplan enthalten. Mit dieser Festsetzung soll eine unkoor-
dinierte Flächenversiegelung dieses nur zusammenhängend wertvollen Grünpotentials er-
reicht werden. Stellplätze, Garagen .und Nebengebäude sollen möglichst in direkter Zuord-

nung zu den Hauptgebäuden, generell jedoch nicht i:riden festgesetzten Gartenbereichen er-
richtet werden.

Den Belangen des Natur- und Landschaftschutzesist durch die getroffenenFestsetzungen
ausreichendRechnunggetragen.Die Grundstücke im Geltungsbereichdes Bebauungsplanes
sind bereits weitgehendbebaut. Mit Ausnahmevon einigen Baulücken ermöglicht der Be-
bauungsplanbaulicheErweiterungenam Ortsrand fur lediglichzwei Grundstücke.Für diese
Grundstücke wird bislang landwirtschaftlichgenutzte Fläche in Anspruch genommen. Ein
erheblicherEingriffinNatur undLandschaftist damitnichtverbunden.

8. Gestalterische Festsetzungen

GestalterischeFestsetzungen werden nur für die Bereiche am Heideweg getroffen, die in
Verbindung mit den überbaubarenFlächen die einheitlicheGestaltung der Siedlungshäuser
gewährleistensollen.

9. Ver- und Entsorgung.

Die Ver- und Entsorgungseinrichtungensind im Plangebiet vorhanden. Zuständig sind für
Wasserversorgung: WasserwerkeStadtRüthen
Abwasser: StadtRüthen
Strom: VEW
Gas: VEW
Telefon: Telekom



10. Sonstige Belange

Bodendenkmalpflege
Bei Bodeneingriffenkönnen Bodendenkmäler(kultur- und/oder naturgeschichtlicheBoden-
fimde,d.h. Mauern, alte Gräben,Einzelfundeaber auchVeränderungenund Verfärbungenin
der natürlichen Bodenbeschaffenheit,Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen
und/oder pflanzlichenLebens aus erdgeschichtlicherZeit) entdeckt werden. Die Entdeckung
von Bodendenkmälemist der Gemeinde als Untere Denkmalbehördeund/oder dem Westf.

. Museumfür Archäologie/Amtfür Bodendenlanalpflege,Außenstellealpe unverzüglichan-
zuzeigen und die EntdeckungsstättemindestensdreiWerktage in unverändertemZustand zu
erhalten (§ 15 u. 16 DenkmalschutzgesetzNW), falls diese nicht vorher von den Denkmal-
behörden üeigegeben wird.Der LandschaftsverbandWestfalen-Lippeist berechtigt, das Ba-
dendenlcmalzu bergen,auszuwertenund für wissenschaftlicheErforschungbis zu 6 Monaten

, inBesitzzu nehmen(§ 16Abs.4DSchGNW).

Wasserschutzgebiet
Der Planbereich liegt teilweise im Wasserschutzgebiet"WarsteinerKalkmassiv". Die ent-
sprechendeSchutzgebietsverordnungist zu beachten.

11. Realisierung der Planung

Für einigeGrundstückebestehenkonkreteBauabsichten,für diejetzt die planungsrechtlichen
Voraussetzungengeschaffenwerden. .

12. Flächenbilanz

Gesamtfläche
Bauflächen
Grünflächen
Flächenfür Maßnahmenzum

,Schutz,zur Pflegeund zur Ent-
wicklungvon Natur und Landschaft

10,20ha
5,85 ha
1,34ha

3,01 ha

Dortmund, November 1993

PlanquadratDortmund
Büro für Raumplanung,Städtebau+ Architektur
Viktoriastr.40 44135 Dortmund
Tel.: 0231/527519 Fax: 0231/524469
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